Protokoll der Eingangsreferate von Peter Jankowitsch und Wolfgang Petritsch sowie ihrer Antworten auf Fragen und Diskussionsbeiträge bei der von Gabriele Matzner moderierten zweiten Zusammenkunft des Gesprächskreises „Aktive Außen- und Neutralitätspolitik“ zur Thematik „Chancen und Handlungsspielräume der österreichischen Außenpolitik“ am 13. Jänner 2015
Eingangsfrage von Gabriele Matzner: welche Ideen gibt es die österreichische Außenpolitik (im folgenden ÖAP) anders und positiv zu gestalten, was könnte Österreich international positiv bewirken. Kann man gegenwärtig von einer eigenständigen und aktiven ÖAP sprechen?
Peter Jankowitsch: Ausgangspunkt und Basis der österreichischen Außenpolitik sollten die österreichischen Interessen sein. Bis 1989 und bis zum EU-Beitritt war es für die ÖAP v.a. wichtig, in dem bipolaren System der internationalen Politik durch aktive Neutralitätspolitik einen Platz und positive Handlungsmöglichkeiten zu finden. Nach 1989 ist Außenpolitik viel komplizierter geworden. Ein Beispiel ist Nachbarschaftspolitik, wo wir nun in der EU 27 Partnerländer haben. Österreich hat sich hier durch den tollpatschigen Versuch, Vormacht im Donauraum zu werden (Konzept der „strategischen Partnerschaft“ von Benita Ferrero-Waldner 2001) isoliert und ist in den letzten Jahren aus der von Polen angeführten Visegrad-Gruppe ausgeschlossen.  Besonders schlecht sind die Beziehungen zur Tschechischen Republik. Bayern hätte mehr Kontakte mit Prag als Wien. Am Westbalkan, in Kroatien und in Slowenien ist Österreich durch die starke Rolle von Banken und Unternehmen stark vertreten und auch in die EU-Politik relativ gut eingebunden. Die Frage ist aber hier, ob die ÖAP hier die Möglichkeiten einer positiven politischen Partnerschaft genügend nützt. 
Ein deutlicher Rückgang von Aktivität der ÖAP ist in einem zentralen Bereich, wo wir früher sehr aktiv waren, im Engagement in den Vereinten Nationen zu konstatieren. Hier ist es Österreich zwar gelungen, zum dritten Mal als nicht-ständiges Mitglied in den UN-Sicherheitsrat gewählt zu werden Periode 2009 und 2010, aber haben wir da außer, dass wir ein, zwei Resolutionen (mit)eingebracht haben, viel gemacht? Generell sind die Beziehungen Österreichs zur außereuropäischen Welt viel schwächer geworden So waren wir in den 1970er Jahren in der Blockfreien Bewegung aktiv und haben dort Gaststatus gehabt
Wolfgang Petritsch: Wir brauchen Visionen in der Außenpolitik, aber die müssen konkret sein und neue Handlungsspielräume eröffnen. Österreichs Mitgliedschaft in der EU ist nicht automatisch Außenpolitik. Ein völliges Neudenken der Außenpolitik ist notwendig, auch eine institutionelle Neuordnung. Die Bereitschaft zur Öffnung seitens der neuen jungen Führung des BMEIA besteht, so gab es bereits vier offene Werkshops (zwei zum Westbalkan, eines zur nuklearen Abrüstung und eines zur Integration). Der Willen zur Gestaltung ist da sicherlich da, geht aber zurzeit noch sehr stark in Richtung Mediengestaltung. Aus Gesprächen mit Angehörigen des BMEIA geht hervor, dass in Zukunft der Service-Charakter in der ÖAP noch stärker herausgestellt und umbesetzt werden soll. Weiters legt die neue Führung im BMEIA auch besonderen Wert auf den Kontakt mit Angehörigen der Zivilgesellschaft in den Ländern, mit denen wir intensive Beziehungen haben. Bei der Entwicklungszusammenarbeit wird nicht viel mehr als der Status quo herausschauen. Ein Problem ist, dass zurzeit vieles im außenpolitischen Diskurs auf Schlagworte abgestimmt ist, die zentralen Themen müssten konkreter behandelt werden.
Die Neutralität habe sicherlich viel an Relevanz verloren, aber der Geist der Neutralität, die Zurverfügungstellung von Mediation und good services sei aber immer noch sehr wichtig. Hier ist vor allem die OSZE mit ihrer „soft power“ mit ihrem Sitz in Wien für die ÖAP sehr wichtig. Österreich wird nach Deutschland 2017 den OSZE-Vorsitz ausüben. In Bezug auf das UN-System habe er in seiner Tätigkeit in Genf gesehen, dass die Schweiz viel stärker als das Österreich tut den UN-Sitz nicht nur zum Vorteil der Internationalen Organisationen, sondern auch durch die Einrichtung und Gründung von Instituten, Think-Tanks, NGOs, die auch mit anderen Ländern betrieben werden, für die eigenen Interessen nützt. Österreich ist da viel weniger aktiv, da gibt es meistens nur ad hoc-Versuche, die dann bald wieder aufgegeben werden. 

Gabriele Matzner stellt die Frage, wie wichtig ist die EU als Spielfeld der ÖAP und wie die Bilanz der EU-Mitgliedschaft Österreichs
Peter Jankowitsch. Der letzte große Erfolg der ÖAP war der EU-Beitritt, es gab damals große Widerstände, v.a. seitens Frankreich und einen sehr erfolgreichen Verhandlungsprozess. Wie kann man nun die 20 Jahre EU-Politik Österreichs beurteilen? Kommissionspräsident Barroso hat vor kurzem in einem Statement gemeint, die kleinen und kleineren EU-Mitgliedsstaaten wären seiner Meinung nach in der EU-Politik nicht sehr wirksam gewesen. Das trifft sicherlich für Österreich zu. Österreich hat in den 20 Jahren seiner Mitgliedschaft wenig bleibende Spuren im EU-System hinterlassen. Österreich sei in der EU als Vorreiter für Umweltpolitik und Sozialpolitik angetreten; habe in diesen Fragen kaum in positiver Weise auch Inhalte bestimmt. Auch in Bezug auf den Erweiterungsprozess am Westbalkan sei mit Ausnahme von Kroatien nicht sehr viel passiert. Und in einigen Fällen hätte sich Österreich durch seine Vetopolitik als eher störrisches EU-Mitglied aufgeführt. Was vor allem gefehlt habe in der österreichischen EU-Politik, sei eine systematische Auseinandersetzung mit dem Bausystem und der Zukunft der EU. Außerdem ist die ÖAPviel zu sehr auf die deutsche Außenpolitik fixiert. Generell wären etwa die Benelux-Staaten viel erfolgreicher, obwohl sie auch kleine Staaten sind. ist
Wolfgang Petritsch: In den letzten Jahren hat sich die EU im Windschatten der Finanzkrise stark verändert. Besonders positiv ist die gestärkte Rolle des Europäischen Parlaments (EP), wo Österreich –verweist auf Hannes Swoboda- mit sehr starken und angesehenen Persönlichkeiten vertreten ist. Was im Wiener Parlament viel zu wenig gut funktioniert, ist die Rückkopplung der Arbeit und der Ergebnisse des EP in die heimische Politik. Das Problem der österreichischen EU-Politik besteht auch darin, dass aus einem völlig unbegründeten Moralismus heraus die EU-Politiker und EU-Beamten abgewertet und für minder gehalten werden. Hier ist Aufklärung dringend notwendig. Österreich könnte in der EU viel bewirken, wenn seine Repräsentanten entschiedener und aktiver Außen- und Sozialpolitik als Friedenspolitik sehen und umsetzen würden. Ohne die soziale Dimension müssen wir befürchten, dass es die EU nicht mehr lange geben wird. Es geht um die Rückgewinnung der Politik und des Politischen.
Gabriele Matzner: Reagiert die ÖAP in adäquater Weise auf die Globalisierung?

Peter Jankowitsch: Ein großes Problem sind hier die äußerst beschränkten Ressourcen der ÖAP, die vor allen in den außereuropäischen Ländern das diplomatische Vertretungssystem empfindlich reduziert haben. So haben wir am Westbalkan mehr Botschaften als in Schwarzafrika, wo es nur mehr 5 österreichische Botschaften gibt (Senegal, Nigeria, Addis-Abeba, Kenia, Südafrika). Der österreichische Botschafter in Indien betreut mit die Länder Sri Lanka, Bangladesch, Bhutan und Myanmar. Früher konnte das durch ein sehr aktives Engagement in der UNO kompensiert werden, wo wir in zahlreichen wichtigen Ausschüssen und Organisationen vertreten waren (z.B. im Weltraumkomitee). Zu der nicht sehr signifikanten Performanz Österreichs im UN-SR habe er schon eingangs hingewiesen. Die ÖAP tut auch viel zu wenig, um in der internationalen Politik wichtige Kontakte zu pflegen (verweist auf die engen Kontakte Kreiskys mit Brandt und Palme). Wir sind auch in internationalen Organisationen viel zu wenig aktiv wie etwa in der Organisation der frankophonen Staaten, wo die Slowakei und einige Westbalkanländer Mitglied sind (Österreich hat hier nur Beobachterstatus). Generell verabsäumt die ÖAP vor allem im Bereich der internationalen Mediation eine sinnvolle intensive Nischenpolitik (wie die Schweiz oder Norwegen in Sri Lanka)

Wolfgang Petritsch: Es fehlt in der globalen Dimension der ÖAP vor allem, dass man sich auf bestimmte wichtige Themen konzentriert und dass man bei diesen Themen vor allem dran bleiben muss. Ein gravierendes Manko ist hier vor allem das Fehlen von systematischer Infrastruktur Eine große Chance vor allem für die jüngeren Angehörigen des BMEIA und die ÖAP sieht er in der aktiven Nutzung der Chancen, die sich durch den seit 1979 eingerichteten Europäischen Auswärtigen Dienst ergeben. 
Zusammenfassung der Antworten von Peter Jankowitsch und Wolfgang Petritsch auf Fragen und Diskussionsbeiträge aus dem Publikum und Argumente aus ihren Schlussbemerkungen

Peter Jankowitsch: Die österreichische Bevölkerung ist viel zu wenig an der ÖAP und an der EU interessiert, es dominiert oft die Einstellung, wir brauchen das gar nicht, was auch als Ausdruck einer gewissen Wohlstandsverwahrlosung zu interpretieren ist. Es wäre wichtig, zu argumentieren und zu zeigen, dass i der gegenwärtigen internationalen Situation auch Österreich mit großen Gefahren konfrontiert ist und dass so aktive Außenpolitik eine politisch sehr wichtige Angelegenheit, ja eine Überlebensfrage ist. Voraussetzung hiefür ist, dass auch entschieden mehr für eine Steigerung der Ressourcen für die Außenpolitik getan wird. Neutralität ist sicherlich etwas völlig anderes als vor 1989 und vor dem Eintritt Österreichs in die EU und sie darf nicht als Faulbett verstanden werden, dennoch sind die Werte und die Strategien aktiver Neutralitätspolitik, die mit „good services“ für die Staatengemeinschaft, auch heute relevant.  Es fehle auch an technischen und handwerklichen Fähigkeiten in der ÖAP und vor allem auch in der Bereitschaft zur Koordination der Aktivitäten mit anderen Ministerien. Wichtig sei vor allem mehr Engagement in der multilateralen Politik. Österreich müßte als Sitzstaat der UN und der OPEC doch aktiver sein. Und das Parlament müßte sich stärker in die Außenpolitik einbringen.
Wolfgang Petritsch: Neutralität und aktive Neutralitätspolitik sind auch heute relevant, muss aber inhaltlich neu bestimmt werden. Inhalte sind sicherlich Voraussetzung für effektive Außenpolitik, diese müßten aber über Personen und Autoritäten öffentlich kommuniziert werden Hier müßte es neben dem Bundeskanzler und dem Außenminister noch andere überzeugende Persönlichkeiten geben, die sich hier in den öffentlichen Diskurs einschalten. Das Parlament hätte hier eine sehr wichtige Rolle. Ein großes Problem sei die defizitäre Infrastruktur und die fehlenden Ressourcen. So hätte der Bundeskanzler, der mit dem Vertrag von Lissabon der entscheidende Akteur in der EU-Politik geworden ist, einen viel zu kleinen Apparat für die EU- und die Außenpolitik. Im Gegensatz zur Schweiz oder zu Irland seien in den letzten Jahren und seit der Aufnahme Österreichs in die EU überhaupt keine Veränderungen und Verbesserungen des institutionellen Set-ups der ÖAP vorgenommen worden. In der UN-Politik sollte Österreich sicherlich mehr machen. Das Problem sei aber auch, dass die Großmächte in ihren Entscheidungen zumeist völlig an der UNO vorbei agieren.
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